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Sehr geehrte Mandanten,

kennen Sie diese (steuer-)juristischen Knoten im Kopf? Man hat sie

immer, wenn einem der gesunde Menschenverstand sagt, so muss der

Fall liegen. Tatsächlich ist das korrekte (steuer-)juristische Ergebnis

dann jedoch das glatte Gegenteil. Ein solcher Fall ist auch das BFH-

Urteil vom 07.12.2016 (Az.: II R 21/14).

In dem Streitfall geht es um die Besteuerung eines geerbten Pflicht-

teilsanspruchs. Der Vater des Klägers hatte einen Pflichtteilsanspruch,

den er jedoch nicht geltend machte. Da der Pflichtteil immer erst mit

seiner Geltendmachung auch der Besteuerung bei der Erbschaftsteuer

unterliegt, hat die Nichteinforderung an dieser Stelle keinerlei steuer-

liche Auswirkung.

Dann verstarb der Vater und Erbe wurde der klagende Sohn. Zum

Nachlass gehörte unter Anderem auch der Anspruch auf den Pflicht-

teil, auf dessen Geltendmachung sein Vater verzichtet hatte. An dieser

Stelle erkennt das Gericht nun jedoch, dass der geerbte Anspruch der

Besteuerung mit Erbschaftsteuer unterliegt. Ob der Anspruch durch

den Vater oder den Sohn überhaupt geltend gemacht wird, ist nun voll-

kommen irrelevant. Der Sohn hat den geerbten Pflichtteilsanspruch zu

versteuern, egal ob er Geld bekommen hat oder nicht.

Der pflichtteilsberechtigte Vater kann also - anders als sein eigener

Erbe - die Erbschaftsteuer dadurch vermeiden, dass er nicht die Erfül-

lung seines Pflichtteilsanspruchs verlangt. In der Praxis ist jedoch zu

beachten, dass sich dies später auch zum steuerlichen Bumerang ent-

wickeln kann.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.6.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.6. für den Eingang der 

Zahlung.

Anmerkung: In Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, 

Rheinland-Pfalz, im Saarland und in Teilen Niedersachsens sowie Thü-

ringens ist der 15.6. ein Feiertag. Aus diesem Grund verschiebt sich 

dort der Ablauf der dreitägigen Zahlungs-Schonfrist auf den 16.6.2017.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juni 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juni 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.6.2017.

Werbungskosten: Doppelte Haushaltsführung nur bei 
Mitbestimmung

Ein eigener Erst- oder Haupthausstand kann auch gemeinsam mit 

den Eltern oder mit einem Elternteil in einer nicht abgeschlossenen 

Wohnung ohne eigene finanzielle Beteiligung geführt werden. Ist der 

Arbeitnehmer aber kein wesentlich bestimmender beziehungsweise 

mitbestimmender Teil des elterlichen Hausstandes und hält sich in 

dem Haushalt, im wesentlichen nur unterbrochen durch arbeits- und 

urlaubsbedingten Abwesenheiten auf, ist vom Fehlen eines eigenen 

Hausstandes auszugehen. Dies hat das FG Nürnberg im Fall eines 1983 

geborenen Klägers entschieden, der für die Jahre 2011 und 2012 das 

Vorliegen einer doppelten Haushaltsführung geltend gemacht hatte.

Der Kläger erzielte in den Streitjahren als Bauleiter bei einer Firma in 

München Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit. Die nichtselb-

ständige Arbeit übte er ab 21.02.2011 in München aus. Dort mietete 

er ab 16.05.2011 eine Zwei-Zimmerwohnung mit einer Wohnfläche 

von 47,89 Quadratmetern. Seinen Hauptwohnsitz behielt der Kläger 

nach eigenen Angaben in einer anderen Stadt bei und wohnte dort zu-

sammen mit seinen Eltern im Einfamilienhaus, das seinen Eltern allein 

gehörte. Eine abgeschlossene Wohnung besaß er dort nicht. Er nutz-

te nach eigenen Angaben im Erdgeschoss des Einfamilienhauses ein 

Wohn-/Schlafzimmer (rund 15 Quadratmeter) allein. Die Küche und 

das Bad wurden von ihm und seinen Eltern gemeinsam genutzt. Einen 

Mietvertrag mit den Eltern hatte der Kläger für das Streitjahr nicht ab-

geschlossen. 

Das FG folgerte aus all dem, dass der Kläger in den Streitjahren keinen 

eigenen Hausstand im Haus der Eltern geführt hat, was eine doppelte 

Haushaltsführung ausschließt. 

Finanzgericht Nürnberg, Urteil vom 18.07.2016, 4 K 323/16

Einvernehmliche Streitbeilegung: Vertrauensschutz 
muss beachtet werden

Ein Finanzamt verstößt gegen den Grundsatz von Treu und Glauben, 

wenn es zunächst aufgrund einer einvernehmlichen Beendigung eines 

Finanzrechtsstreits den angefochtenen Steuerbescheid zwar aufhebt, 

im Anschluss daran aber erneut einen inhaltsgleichen Verwaltungs-

akt erlässt. In einem solchen Fall liege ein Verstoß gegen das Verbot 

widersprüchlichen Verhaltens vor, so der Bundesfinanzhof (BFH), der 

mit der Entscheidung seine Rechtsprechung zum Vertrauensschutz der 

Steuerpflichtigen auf Fälle der Vereinbarung einer einvernehmlichen 

Streitbeilegung vor dem Finanzgericht (FG)  ausweitet.

Im Urteilsfall hatte sich das Finanzamt mit der Klägerin in einer einen 

Steuerbescheid betreffenden Finanzstreitsache nach einem entspre-

chenden Hinweis des FG zunächst dahingehend verständigt, den in 

Streit stehenden Änderungsbescheid noch während der mündlichen 

Verhandlung aufzuheben und den Rechtsstreit in der Hauptsache für 

erledigt zu erklären. Im Gegenzug nahm die Klägerin ihren Einspruch 

zurück und erklärte den Rechtsstreit ebenfalls in der Hauptsache für 

erledigt. Kurze Zeit später erließ das Finanzamt einen inhaltsgleichen 
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Änderungsbescheid, den es nunmehr auf eine andere Rechtsgrundlage 

stützte. Das von der Klägerin erneut angerufene FG hob den Zweitbe-

scheid auf, weil die rechtlichen Voraussetzungen der vom Finanzamt 

beabsichtigten Korrektur des Steuerbescheids im Urteilsfall nicht ge-

geben gewesen seien.

Der BFH hat die vorinstanzliche Entscheidung im Ergebnis bestätigt. 

Das Finanzamt sei aufgrund seines Verhaltens in der ersten mündli-

chen Verhandlung nach dem Grundsatz von Treu und Glauben daran 

gehindert gewesen, im Nachgang einen inhaltsgleichen Steuerbe-

scheid erneut zu erlassen. Entscheidend hierfür sei die zwischen den 

Beteiligten getroffene verfahrensbeendende Absprache vor dem FG. 

Indem das Finanzamt danach den ersten Änderungsbescheid mit Zu-

stimmung der Klägerin aufgehoben und den Rechtsstreit ohne jede 

Einschränkung oder Bedingung für erledigt erklärt habe, sei auf Seiten 

der Klägerin ein Vertrauenstatbestand geschaffen worden. Dieser habe 

zu einer wirtschaftlichen Disposition der Klägerin geführt, da die Klä-

gerin durch die Rücknahme des Einspruchs und die korrespondierende 

Erledigungserklärung ihren verfahrensrechtlichen Besitzstand aufge-

geben habe. Infolge des zielstrebigen und vorbehaltslosen Hinwirkens 

des Finanzamtes auf eine umgehende Beendigung des Finanzgerichts-

prozesses „ohne Urteil“ habe sie uneingeschränkt darauf vertrauen 

dürfen, die Finanzbehörde werde sich dazu auch künftig nicht mehr in 

Widerspruch setzen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.07.2016, X R 57/13

Wirksame Bekanntgabe eines Steuerbescheids  
an Insolvenzverwalter: Namentliche Aufführung in 
Adressfeld des Steuerbescheides genügt

Ein Steuerbescheid kann auch dann dem Insolvenzverwalter gegenüber 

wirksam bekanntgegeben sein, wenn dieser ohne den ausdrücklichen 

Zusatz „als Insolvenzverwalter“ namentlich im Adressfeld des Steuer-

bescheides aufgeführt ist. In einem solchen Fall sei die Bekanntgabe 

gleichwohl wirksam, so das Finanzgericht (FG) Schleswig-Holstein, 

wenn sich gemessen am objektiven Empfängerhorizont aus den Ge-

samtumständen der Bekanntgabe heraus keine Zweifel daran ergeben, 

dass der Adressat in seiner Funktion als Insolvenzverwalter über das 

Vermögen des Insolvenzschuldners angesprochen ist.

Dies hat das FG im konkreten Fall hinsichtlich eines Bescheides ins-

besondere deshalb bejaht, weil der Insolvenzverwalter gegen den 

unstreitig ordnungsgemäß adressierten Ausgangsbescheid – streit-

gegenständlich war ein Änderungsbescheid – in seiner Eigenschaft 

als Insolvenzverwalter Einspruch eingelegt hatte und der Insolvenz-

schuldner aus dem Änderungsbescheid zutreffend und erkennbar als 

Inhaltsadressat hervorging. Der klagende Insolvenzverwalter habe da-

her eine eindeutige Zuordnung des Bekanntgabegrundes vornehmen 

können.

Eine Verwechslung habe auch nicht etwa deshalb gedroht, weil die Ad-

ressierung an den Kläger als Rechtsbeistand des Insolvenzschuldners 

– und nicht als Insolvenzverwalter – habe verstanden werden können. 

Denn tatsächlich sei der Insolvenzverwalter zu keinem Zeitpunkt als 

Rechtsbeistand für den Insolvenzschuldner tätig gewesen.

In der Entscheidung grenzt das FG seine Entscheidung gegenüber der 

zu dem Themenbereich ergangenen Rechtsprechung des Bundesfi-

nanzhofes ab, insbesondere zum Urteil vom 15.03.1994 (XI R 45/93) 

und zum Beschluss vom 22.06.1999 (VII B 244/98).

Auf die gegen die Entscheidung erhobene Nichtzulassungsbeschwerde 

hat der BFH die Revision zugelassen, das Verfahren ist dort unter dem 

Aktenzeichen X B 87/16 anhängig.

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 25.05.2016, 1 K 171/14, 

nicht rechtskräftig

Einkünfteerzielungsabsicht bei Ferienhaus setzt 
schnellstmögliche Vermietung nach Fertigstellung 
voraus

Es fehlt an einer Einkünfteerzielungsabsicht in Bezug auf ein Ferien-

haus auf Mallorca, wenn die Eigentümer nach Fertigstellung des Ob-

jektes noch über ein dreiviertel Jahr damit warten, das Haus zum Ver-

mieten anzubieten. Dies zeigt ein vom FG München entschiedener Fall.

Die Klägerin besitzt eine Finca auf Mallorca. Für diese machte sie 

Schuldzinsen für die Jahre 2004 bis einschließlich 2010 bei den Ein-

künften aus Vermietung und Verpachtung geltend und verwies in-

soweit auf die geänderte Rechtsprechung zu Mietverlusten im EU-

Ausland. Das Finanzamt erkannte die Verluste aus dem Objekt wegen 

der fehlenden Überschusserzielungsabsicht insgesamt nicht an. Dem 
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folgte das FG. Das Finanzamt habe zu Recht die Einkünfteerzielungs-

absicht im Zusammenhang mit der Vermietung des Ferienhauses ver-

neint und die geltend gemachten Aufwendungen nicht als Werbungs-

kosten anerkannt.

Nach Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (Urteil vom 19.08.2008, 

IX R 39/07) sei bei einer auf Dauer angelegten Vermietungstätigkeit 

grundsätzlich und typisierend von der Absicht des Steuerpflichtigen 

auszugehen, einen Einnahmeüberschuss zu erwirtschaften. Dies gelte 

bei ausschließlich an Feriengäste vermietete und in der übrigen Zeit 

hierfür bereitgehaltenen Ferienwohnungen, wenn das Vermieten die 

ortsübliche Vermietungszeit von Ferienwohnungen – abgesehen von 

Vermietungshindernissen – nicht erheblich (also um mindestens 25 

Prozent) unterschreitet. Denn das Vermieten einer Ferienwohnung sei 

einer auf Dauer angelegten Vermietung nur dann vergleichbar, wenn 

die Ferienwohnung im ganzen Jahr – bis auf ortsübliche Leerstandszei-

ten – an wechselnde Feriengäste vermietet wird. Nur so zeige sich in 

nachprüfbarer Weise, dass die Steuerpflichtigen die Ferienwohnung in 

geeigneter Form am Markt angeboten und alle in Betracht kommen-

den Interessenten berücksichtigt haben.

Wird eine Ferienwohnung nicht durchweg im ganzen Jahr an wech-

selnde Feriengäste vermietet und können ortsübliche Vermietungszei-

ten nicht festgestellt werden, sei ihr Vermieten mit einer auf Dauer 

ausgerichteten Vermietungstätigkeit nicht vergleichbar. Die Einkünf-

teerzielungsabsicht müsse dann durch eine Prognose überprüft wer-

den, die den Anforderungen des BFH-Urteils vom 06.11.2001 (IX R 

97/00) entspricht. Der BFH sei insoweit davon ausgegangen, dass 

eine Überschusserzielungsabsicht des Steuerpflichtigen zu bejahen 

ist, wenn sich anhand der für einen Prognosezeitraum von 30 Jahren 

geschätzten Einnahmen und Ausgaben ein Totalüberschuss ergibt. Die 

Feststellungslast für die ortsüblichen Vermietungszeiten obliege dem 

Steuerpflichtigen damit in gleicher Weise wie für die Voraussetzungen 

der Typisierung. Dies gelte auch, wenn das Vermietungsobjekt im EU-

Ausland gelegen ist.

Im entschiedenen Fall bestehe keine Vergleichbarkeit der Vermietung 

des Ferienhauses mit einer auf Dauer ausgerichteten Vermietungstä-

tigkeit. Eine entgeltliche Überlassung des Objekts sei erstmals in den 

Jahren 2009 und 2010 erfolgt, allerdings ohne den Abschluss von 

Mietverträgen und unter Wert, da lediglich die angefallenen Kosten er-

stattet worden sind. Von einer dauerhaften Vermietung in den Streit-

jahren 2004 bis 2010 könne keine Rede sein.

Zwar hätten bis September 2007 noch Vermietungshindernisse vor-

gelegen, da das Ferienhaus noch nicht an die Stromversorgung ange-

schlossen gewesen sei. Nach dem Anschluss an die Stromversorgung 

habe die Klägerin jedoch nicht die erforderlichen und gebotenen Maß-

nahmen eingeleitet, um das Objekt schnellstmöglich zu vermieten. Von 

einer Vermietungsabsicht könne nicht ausgegangen werden. Vielmehr 

habe sie Mietausfälle in beträchtlicher Höhe in Kauf genommen. So 

seien die ersten Besichtigungstermine für Mietinteressenten durch die 

Immobiliengesellschaft A erstmals im Juli 2008 – allerdings ohne ent-

sprechenden Erfolg – durchgeführt worden. Dass die Klägerin bis 2013 

gewartet hat, um eine neue Vermietungsgesellschaft zu beauftragen, 

spreche nicht dafür, dass sie das Objekt in geeigneter Form am Markt 

angeboten und alle in Betracht kommenden Interessenten berücksich-

tigt hat. Auch die Überlassung der Finca an ihre Mandanten gegen die 

reine Kostentragung und ohne Abschluss schriftlicher Verträge erfülle 

nicht die Voraussetzungen des BFH an die Gewinnerzielungsabsicht. 

Die Klägerin könne auch nicht mit Erfolg einwenden, dass das Ferien-

haus noch erhebliche Mängel aufgewiesen hat und daher noch bis zu 

deren vollständigen Behebung im Jahr 2013 Vermietungshindernisse 

bestanden. Selbst wenn man berücksichtigt, dass eine Überwachung 

der Bauarbeiten angesichts der räumlichen Entfernung sicherlich er-

schwert möglich war, seien keine Gründe ersichtlich, warum die rest-

lichen Arbeiten nach Anschluss des Hauses an die Stromversorgung 

nicht schneller ausgeführt worden sind. Darüber hinaus widerspreche 

der Vortrag der Klägerin, dass noch gravierende Mängel bestanden und 

eine Vermietung deshalb nicht möglich gewesen sei, dem Umstand, 

dass sie bereits im Jahr 2008 einen Vermietungsauftrag an die Firma A 

erteilt hat und daher wohl grundsätzlich davon ausgegangen ist, dass 

eine Vermietung möglich ist. 

Finanzgericht München, Urteil vom 29.06.2017, 7 K 2102/13

Mutterschutz: Bundesrat stimmt Reform zu

Der Mutterschutz gilt künftig auch für Schülerinnen, Studentinnen 

und Praktikantinnen. Das sieht eine umfassende Novelle des Mutter-

schutzgesetzes (BR-Drs. 289/17) vor, der der Bundesrat am 12.05.2017 
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zugestimmt hat. Es ist die erste Reform dieses Gesetzes seit 65 Jahren. 

Ihr Ziel ist es, den Mutterschutz flexibler zu gestalten. So können Stu-

dentinnen für verpflichtende Veranstaltungen, Prüfungen oder Prakti-

ka beispielsweise Ausnahmen beantragen, ohne deswegen Nachteile 

zu erleiden. Arbeitsverbote gegen den Willen einer Frau sind künftig 

nicht mehr möglich. Stattdessen sollen ihre Arbeitsplätze umgestaltet 

werden, um Gesundheitsgefährdungen auszuschließen. Auch die Mög-

lichkeit für freiwillige Sonntagsarbeit wird erweitert. Für Arbeitszeiten 

zwischen 20 und 22 Uhr gilt künftig ein behördliches Genehmigungs-

verfahren. 

Darüber hinaus sieht das Gesetz vor, dass die Schutzfrist für Frauen 

nach der Geburt eines behinderten Kindes um vier Wochen verlängert 

wird und damit insgesamt zwölf Wochen beträgt. 

Die neuen Regelungen treten überwiegend zum 01.01.2018 in Kraft. 

Die Verlängerung des Mutterschutzes auf zwölf Wochen bei der Geburt 

eines behinderten Kindes greift bereits am Tag nach der Verkündung.

Der Bundesrat begrüßt die Reform und insbesondere die damit vor-

gesehene Ausweitung des Mutterschutzrechtes. Bedenken äußert 

er jedoch gegenüber dem geplanten Genehmigungsverfahren für 

Nachtarbeit. Damit sei ein erheblicher Mehraufwand für die Aufsichts-

behörden verbunden, heißt es in einer das Gesetz begleitenden Ent-

schließung vom 12.05.2017. Die Länder fordern die Bundesregierung 

deshalb auf, im Rahmen der Evaluation des Gesetzes die Effektivität 

des Genehmigungsverfahrens zu überprüfen. Auch die Auswirkungen 

der Regelungen zum Verbot von Nacht- und Mehrarbeit sollten in den 

Blick genommen werden. 

Bundesrat, PM vom 12.05.2017

Kindergeld: Für am Ersten Geborene gibt es einen 
Monat weniger aus der Staatskasse

Eltern haben für ihre Kinder, die am Ersten eines Monats geboren wurden, 

keinen Kindergeldanspruch mehr, sobald das Kind die gesetzliche Alters-

grenze von 25 Jahren erreicht hat (von Ausnahmen abgesehen). 

Das gilt unabhängig davon, dass diese Kinder erst im Laufe des Tages ge-

boren wurden, also im Regelfall nicht bereits um 0.00 Uhr des ersten Ta-

ges im Monat. Denn das (hier: 25.) Lebensjahr endet mit dem Ablauf des-

jenigen Tages, der seiner Benennung nach dem Tag der Geburt vorangeht.

Dass für Kinder, die am 2. oder einem späteren Tag des betreffenden 

Monats geboren wurden, der Anspruch auf Kindergeld besteht, ent-

spricht dieser typisierenden Pauschalregelung. 

FG Köln, 4 K 392/14 vom 21.09.2016

Medizinische Seminare für Pflegeeltern erkrankter 
Kinder führen zu außergewöhnlichen Belastungen

Kosten für die Teilnahme an medizinischen Seminaren zum Umgang 

mit frühtraumatisierten Kindern bei den Pflegeeltern als außerge-

wöhnliche Belastungen sind abzugsfähig. Dies hat das FG Münster 

entschieden.

Die Kläger haben zwei Pflegekinder in Vollzeitpflege bei sich aufge-

nommen, von denen eines aufgrund einer Frühtraumatisierung an einer 

Aufmerksamkeits- und Bindungsstörung leidet. Die Klägerin nahm an 

von einer Ärztin entwickelten und durchgeführten Seminaren für Eltern 

frühtraumatisierter Kinder teil. Die Kosten hierfür, die die Krankenver-

sicherung nicht übernommen hatte, machten die Kläger als außerge-

wöhnliche Belastungen geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab, weil die 

Kosten nicht unmittelbar zur Heilung einer Krankheit entstanden seien 

und es auch am formellen Nachweis der Zwangsläufigkeit fehle.

Das FG gab der Klage vollumfänglich statt. Die Kosten für die Seminare 

seien als außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig. Die Teilnahme 

der Klägerin an diesen Seminaren sei durch die Krankheit des Pflege-

kindes veranlasst gewesen. Die Einbeziehung Angehöriger könne auch 

zur Behandlung einer Krankheit erforderlich sein. Hierfür sprächen im 

Streitfall mehrere ärztliche Bescheinigungen, in denen psychologische 

Familienberatungen durch die Pflegeeltern als medizinisch notwendig 

angesehen würden.

Dass die vorgelegten ärztlichen Bescheinigungen nicht den formellen 

Anforderungen des § 64 der Einkommensteuer-Durchführungsverord-

nung genügten, sei unerheblich, da es sich nicht um eine psychothera-

peutische Behandlung, sondern um die Schulung einer nicht erkrank-

ten Kontaktperson handele. Die Kläger seien zur Tragung der durch die 

Krankheit ihres Pflegekindes entstandenen Aufwendungen auch sitt-

lich verpflichtet, weil zwischen ihnen ein auf Dauer angelegtes enges 

familiäres Band bestehe.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 27.01.2017, 4 K 3471/15 E
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Gewerbe-
treibende

Elektronisch erstellte und versandte Eingangs- 
rechnungen: Was tun bei Unmöglichkeit eines  
Kontierungsvermerks auf dem Beleg?

Eine Verfügung des Bayerischen Landesamtes für Steuern (LfSt Bay-

ern) behandelt die Thematik elektronisch erstellter und versandter 

Eingangsrechnungen.

Das LfSt verweist zunächst auf das Schreiben des Bundesfinanzminis-

teriums (BMF) vom 29.01.2004 (BStBl 2004 I, S. 258). Dieses setze 

die Richtlinie 2001/115/EG (Rechnungsrichtlinie) in nationales Recht 

um und führe unter Tz. 2 Grundsätze für eine elektronisch übermittelte 

Rechnung auf.

In der Praxis würden derzeit vermehrt elektronische Rechnungen ver-

wandt. Bei dieser Art der Rechnungsstellung lägen Originalbelege in 

Papierform nicht mehr vor. Die Rechnung gehe elektronisch ein und 

werde ebenso erfasst. Eine Kontierung auf dem Beleg könne dabei 

nicht erfolgen.

Gemäß den Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbe-

wahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektro-

nischer Form, sowie zum Datenzugriff (GoBD – BMF-Schreiben vom 

14.11.2014, BStBl. 2014 I, S. 1450; für Veranlagungszeiträume, die nach 

dem 31.12.2014 beginnen) müsse der Originalzustand eines elektroni-

schen Dokuments jederzeit lesbar gemacht werden können und damit 

prüfbar sein; etwaige Bearbeitungsvorgänge oder andere Veränderun-

gen, wie zum Beispiel das Anbringen von Buchungsvermerken müssten 

protokolliert und mit dem Dokument abgespeichert werden (Rz. 123, 

110f.). Aus der Verfahrensdokumentation müsse ersichtlich sein, wie 

die elektronischen Belege erfasst, empfangen, verarbeitet, ausgegeben 

und aufbewahrt werden. 

Zur Erfüllung der Belegfunktion seien Angaben zur Kontierung, zum 

Ordnungskriterium für die Ablage und zum Buchungsdatum jedoch 

zwingend erforderlich. Anders als beim Papierbeleg, bei dem diese 

Angaben auf dem Beleg angebracht werden müssen, könnten sie bei 

einem elektronischen Beleg dagegen auch durch die Verbindung mit 

einem Datensatz, mit den genannten Angaben zur Kontierung oder 

durch eine elektronische Verknüpfung (zum Beispiel eindeutiger Index, 

Barcode) erfolgen (Rz. 64). Insoweit ändere sich die Handhabe nicht 

wesentlich im Vergleich zu jenen Veranlagungszeiträumen, welche 

noch nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger DV-gestützter Buch-

führungssysteme (GoBS – Anlage zum BMF-Schreiben vom 07.11.1995, 

BStBl. 1995 I S. 738) und den Grundsätzen zum Datenzugriff und 

zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen (GDPdU – BMF-Schreiben vom 

16.07.2001, BStBl. 2001 I S. 415) zu beurteilen waren, aus denen sich 

dies jedoch nicht ausdrücklich ergeben habe. 

Bayerisches Landesamt für Steuern, Verfügung vom 20.01.2017, S 

0316.1.1-5/3 St42

Fremdvergleichsgrundsätze: Keine Anwendung bei 
Arbeitsverhältnissen zwischen (nahestehenden) 
fremden Dritten

Die Grundsätze für die steuerliche Anerkennung von Angehörigenver-

trägen, insbesondere der Fremdvergleich, sind auf Arbeitsverhältnisse 

zwischen fremden Dritten grundsätzlich nicht anzuwenden. Dies hat 

das Finanzgericht (FG) Niedersachsen entschieden und hinzugefügt, 

dass eine Anwendung auch dann ausgeschlossen sei, wenn zwischen 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein gewisses Näheverhältnis besteht.

Im zugrunde liegenden Fall bestand zwischen dem selbstständig tä-

tigen Kläger und seiner ehemaligen Lebenspartnerin, die auch nach 

der Trennung mit Rücksicht auf das gemeinsame Kind in räumlicher 

Nähe zueinander wohnten, seit 2006 ein steuerlich anerkanntes Ar-

beitsverhältnis (Minijob). Das Finanzamt ließ jedoch die Kosten des 

Arbeitsverhältnisses im Anschluss an eine Betriebsprüfung ab Mitte 

des Streitjahres 2009 nicht mehr zum Abzug zu, weil der Kläger seiner 

einzigen Bürokraft anstatt des Lohnes von monatlich 400 Euro einen 

Pkw der unteren Mittelklasse zur betrieblichen (35 Prozent) und priva-

ten Nutzung überließ. Das Finanzamt meinte, dass das Arbeitsverhält-

nis ab dem Zeitpunkt der Pkw-Überlassung einem Fremdvergleich, der 

auch bei Vertragsverhältnissen zwischen nur nahestehenden Personen 

anzuwenden sei, nicht standhalte.

Dem ist das FG Niedersachsen entgegengetreten und hat der Klage 

stattgegeben. Damit stellt sich der 9. Senat grundsätzlich gegen auf-

kommende Tendenzen in der aktuellen Rechtsprechung einiger Senate 

des Bundesfinanzhofs, die die Angehörigengrundsätze auch auf (nur) 

nahe stehende Personen (etwa langjährige Freunde), die kein ver-

wandtschaftliches Verhältnis verbindet, anwenden (insbesondere in 
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Fällen wechselseitiger Arbeits- oder Mietverhältnisse). Nach Ansicht 

des 9. Senats des FG Niedersachsen besteht für eine solche Ausdeh-

nung der strengeren Abzugsvoraussetzungen keine Notwendigkeit. 

Bestehen Anhaltspunkte für einen Gestaltungsmissbrauch oder ein 

Scheinvertragsverhältnis bei nahestehenden Personen, reiche das ge-

genwärtige Verfahrensrecht, insbesondere §§ 41 Abs. 2, 42 der Abga-

benordnung, aus, um entsprechenden Gestaltungen zu entgegnen.

Unabhängig davon ist das FG zu der Überzeugung gelangt, dass die 

Überlassung eines Fahrzeugs der unteren Mittelklasse an eine (nahe-

stehende) Minijobberin auch zur privaten Nutzung anstatt des zuvor 

vereinbarten Barlohns von 400 Euro zumindest dann einem Fremd-

vergleich standhält, wenn der Pkw wegen einer signifikanten betrieb-

lichen Nutzung (im Streitfall: 35 Prozent) Betriebsvermögen darstellt, 

die Arbeitnehmerin die einzige Büroangestellte ist und der geldwerte 

Vorteil für die Privatnutzung gemäß § 8 Absatz 2 in Verbindung mit § 

6 Absatz 1 Nr. 4 des Einkommensteuergesetzes ebenfalls mit 400 Euro 

zu bewerten ist. Der 9. Senat grenzt sich dabei auch von den bisher 

im Niedersächsischen FG zu dieser Problematik ergangenen Urteilen 

ab, die Pkw-Überlassungen im Rahmen von Angehörigen-Arbeits-

verhältnissen betrafen (vgl. zum Beispiel Urteile vom 14.08.2007, 15 

K 335/06, vom 31.08.2013, 3 K 475/11 sowie nachfolgend BFH-Be-

schluss vom 21.01.2014 X B 181/13).

Die Revision zum Bundesfinanzhof wurde wegen grundsätzlicher Be-

deutung und zur Fortbildung des Rechts zugelassen. Ob die Finanzver-

waltung die Revision einlegen wird, stehe noch nicht fest, so das FG 

Niedersachsen.

Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 16.11.2017, 9 K 316/15

Händler: Weniger Zusatzentgelte für Überweisungen 
und Kartenzahlungen

Händler dürfen in Zukunft in vielen Fällen keine gesonderten Entgelte 

für Kartenzahlungen, Überweisungen und Lastschriften mehr verlan-

gen. Dies gilt europaweit – sowohl für Zahlungen an der Ladenkasse 

als auch im Internet. Dies sieht das Gesetz zur Umsetzung der Zweiten 

Zahlungsdiensterichtlinie vor, das die Bundesregierung am 08.02.2017 

als Entwurf beschlossen hat.

Danach wird zudem das bislang vertraglich zwischen Bank und Kunde 

vereinbarte achtwöchige Erstattungsrecht nunmehr gesetzlich veran-

kert. Verbraucher können sich Lastschriften weiterhin ohne Angabe 

von Gründen erstatten lassen. Auch dies gilt in Zukunft europaweit.

Die bestehenden Vorschriften für Zahlungsdienste werden nach dem 

Gesetz an den technologischen Fortschritt angepasst: So genannte 

Zahlungsauslösedienstleister – die bislang in einem aufsichtsrechtli-

chen Graubereich tätig waren – und „Kontoinformationsdienstleister“ 

werden dem Aufsichtsregime der Bundesanstalt für Finanzdienst-

leistungsaufsicht unterstellt. Im Gegenzug erhalten die Dienstleister 

europaweiten Zugang zum Zahlungsverkehrsmarkt. Kontoführende 

Kreditinstitute müssen – sofern der Kontoinhaber einwilligt – regulier-

ten Anbietern unter Einhaltung bestimmter Sicherungsanforderungen 

Zugang zu ausgewählten Kontoinformationen gewähren.

Die zivilrechtlichen Regelungen sorgen dafür, dass Verbraucher Zah-

lungsauslösedienste und Kontoinformationsdienste nutzen können, 

wenn ihr Konto online zugänglich ist. Weiter werden zum Schutz von 

Verbrauchern haftungsrechtliche Regelungen für den Fall getroffen, 

dass ein Zahlungsauslösedienstleister in den Zahlungsvorgang einge-

schaltet wird.

Die Sicherheit von Zahlungen – insbesondere im Internet – wird da-

durch verbessert, dass Zahlungsdienstleister zukünftig für risikoreiche 

Zahlungen eine starke Kundenauthentifizierung, das heißt eine Legiti-

mation über mindestens zwei Komponenten (zum Beispiel Karte und 

TAN) verlangen sollen. Die konkreten Anforderungen an die starke 

Kundenauthentifizierung sowie mögliche Ausnahmen davon werden in 

den technischen Regulierungsstandards der Europäischen Bankenauf-

sichtsbehörde (EBA) zur Kundenauthentifizierung und sicheren Kom-

munikation geregelt. Die EBA wird diese Standards in Kürze vorlegen.

Zum Schutz der Verbraucher haften diese für nicht autorisierte Zah-

lungen grundsätzlich nur noch bis zu einem Betrag von 50 Euro (zuvor: 

150 Euro). Auch werden die Mindestanforderungen an die Darlegungs- 

und Beweislast von Zahlungsdienstleistern bei nicht autorisierten Zah-

lungsvorgängen zugunsten der Verbraucher erhöht: Danach muss der 

Zahlungsdienstleister künftig unterstützende Beweismittel vorlegen, 

um Betrug oder grobe Fahrlässigkeit des Zahlungsdienstnutzers nach-

zuweisen. Bei Fehlüberweisungen ist eine Mitwirkungspflicht des Zah-
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lungsdienstleisters des Zahlungsempfängers vorgesehen, um es dem 

Verbraucher zu erleichtern, fehlüberwiesenes Geld zurückzuerlangen.

Bundesfinanzministerium, PM vom 08.02.2017

Nachvertragliches Wettbewerbsverbot bei fehlender 
Karenzentschädigung nichtig

Ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot ist nichtig, wenn die Ver-

einbarung entgegen § 110 Gewerbeordnung in Verbindung mit § 74 

Absatz 2 Handelsgesetzbuch (HGB) keinen Anspruch des Arbeitneh-

mers auf eine Karenzentschädigung beinhaltet. Weder Arbeitgeber 

noch Arbeitnehmer könnten aus einer solchen Vereinbarung Rechte 

herleiten, hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) entschieden. Auch eine 

in Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) enthaltene salvatorische 

Klausel helfe nicht weiter. Sie führe nicht – und zwar auch nicht einsei-

tig zugunsten des Arbeitnehmers – zur Wirksamkeit des Wettbewerbs-

verbots.

Die Klägerin war von Mai 2008 bis Dezember 2013 als Industriekauf-

frau bei der Beklagten beschäftigt. Das Arbeitsverhältnis endete durch 

ordentliche Kündigung der Klägerin. Im Arbeitsvertrag ist ein Wett-

bewerbsverbot vereinbart, das es der Klägerin untersagt, für die Dau-

er von zwei Jahren nach Beendigung des Vertrags in selbstständiger, 

unselbstständiger oder sonstiger Weise für ein Unternehmen tätig zu 

sein, das mit der Beklagten in direktem oder indirektem Wettbewerb 

steht. Für jeden Fall der Zuwiderhandlung ist eine Vertragsstrafe von 

10.000 Euro vorgesehen. Eine Karenzentschädigung sieht der Arbeits-

vertrag nicht vor.

Die „Nebenbestimmungen“ des Arbeitsvertrags enthalten eine so 

genannte salvatorische Klausel, wonach der Vertrag im Übrigen un-

berührt bleiben soll, wenn eine Bestimmung nichtig oder unwirksam 

ist. Anstelle der nichtigen oder unwirksamen Bestimmung solle eine 

angemessene Regelung gelten, die, soweit rechtlich möglich, dem am 

nächsten kommt, was die Vertragsparteien gewollt haben oder nach 

dem Sinn und Zweck dieses Vertrags gewollt hätten, sofern sie bei 

Abschluss des Vertrags die Nichtigkeit oder Unwirksamkeit bedacht 

hätten.

Mit ihrer Klage verlangt die Klägerin, die das Wettbewerbsverbot ein-

gehalten hat, für die Zeit von Januar 2014 bis Dezember 2015 eine 

monatliche Karenzentschädigung von rund 605 Euro brutto. Die Klage 

hatte letztlich keinen Erfolg.

Wettbewerbsverbote, die keine Karenzentschädigung vorsehen, seien 

nichtig, betont das BAG. Weder könne der Arbeitgeber aufgrund ei-

ner solchen Vereinbarung die Unterlassung von Wettbewerb verlangen 

noch habe der Arbeitnehmer bei Einhaltung des Wettbewerbsverbots 

Anspruch auf eine Karenzentschädigung. Eine in AGB enthaltene sal-

vatorische Klausel könne einen solchen Verstoß gegen § 74 Absatz 2 

HGB nicht heilen und führe nicht – auch nicht einseitig zugunsten des 

Arbeitnehmers – zur Wirksamkeit des Wettbewerbsverbots. Wegen 

der Notwendigkeit, spätestens unmittelbar nach der Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses eine Entscheidung über die Einhaltung des Wett-

bewerbsverbots zu treffen, müsse sich die (Un-)Wirksamkeit aus der 

Vereinbarung ergeben, so das BAG. Daran fehle es bei einer salvato-

rischen Klausel, nach der wertend zu entscheiden ist, ob die Vertrags-

parteien in Kenntnis der Nichtigkeit der Vereinbarung eine wirksame 

Vereinbarung abgeschlossen hätten und welchen Inhalt die Entschädi-

gungszusage gehabt hätte.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 22.03.2017, 10 AZR 448/15

Betriebs- beziehungsweise Unternehmens- 
übergang: Nicht bei Erwerb von Anteilen an  
einem Unternehmen

Der bloße Erwerb von Anteilen an einem Unternehmen stellt nach der 

Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) kei-

nen Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Unternehmens- be-

ziehungsweise Betriebsteilen im Sinne der Richtlinie 2001/23/EG dar. 

Deswegen sei in einem solchen Fall weder der Anwendungsbereich der 

Richtlinie noch der des Artikels 16 der Charta der Grundrechte (GRC) 

eröffnet, so das Bundesarbeitsgericht (BAG). Im zugrunde liegenden 

Fall war zwischen den Parteien eines Arbeitsvertrages streitig, ob für 

das Arbeitsverhältnis der Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst 

(TvöD) gilt. Das BAG hat dies bejaht.

Der Kläger ist seit 1984 bei der Beklagten, die eine Rehabilitations-

klinik betreibt, beschäftigt. Nach § 2 des zwischen den Parteien ge-

schlossenen Arbeitsvertrages gelten für das Arbeitsverhältnis die Vor-

schriften des Bundesangestelltentarifvertrages (BAT) vom 23.02.1961 
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und die diesen Tarifvertrag ergänzenden, ändernden oder ersetzenden 

Tarifverträge in ihrer jeweils gültigen Fassung (…), soweit in dem Ar-

beitsvertrag nicht ausdrückliche Regelungen getroffen sind. Die Be-

klagte war und ist nicht tarifgebunden. Nach den Feststellungen des 

Landesarbeitsgerichts wurde die M AG mit Wirkung zum 01.01.2002 

Gesellschafterin der Beklagten. Bereits seit Jahren streiten die Par-

teien darüber, ob dem Kläger Entgelt nach den Entgelttabellen des 

TVöD in ihrer jeweils geltenden Fassung zusteht. Mit rechtskräftigem 

Urteil vom 15.02.2007 hat das Arbeitsgericht (ArbG) Essen in einem 

Vorprozess festgestellt, dass auf das Arbeitsverhältnis der Parteien die 

Vorschriften des TVöD vom 13.09.2005 einschließlich der diese Vor-

schriften ergänzenden, ändernden und ersetzenden Tarifverträge in 

ihrer jeweils gültigen Fassung Anwendung finden.

Der Kläger hat die Beklagte auf Zahlung rückständigen Entgelts für die 

Monate Januar bis November 2013 auf der Grundlage einer im Jahr 

2013 geltenden Entgelttabelle des TVöD in Anspruch genommen. Zur 

Begründung hat er sich auf das rechtskräftige Urteil des ArbG Essen in 

dem Vorprozess berufen. Die Beklagte hat geltend gemacht, aus dem 

Urteil des EuGH in der Rechtssache Alemo-Herron und andere vom 

18.07.2013 (C-426/11) sowie aus Artikel 16 GRC folge, dass sie nicht 

dynamisch an den TVöD gebunden sei. Vielmehr gelte der BAT statisch 

mit dem Stand 31.01.2003. Dies führe zu einer Durchbrechung der 

Rechtskraft des arbeitsgerichtlichen Urteils in dem Vorprozess.

ArbG und Landesarbeitsgericht (LAG) haben der Klage stattgegeben. 

Die hiergegen gerichtete Revision der Beklagten hatte vor dem BAG 

Erfolg. Das LAG habe dem Kläger das eingeklagte Entgelt nicht zu-

sprechen dürfen, so die Bundesrichter. Zwar habe der Kläger für die 

Monate Januar bis November 2013 nach § 2 des Arbeitsvertrages in 

Verbindung mit § 15 TVöD Anspruch auf das monatliche Tabellenent-

gelt nach der für diese Zeit für ihn maßgeblichen Tabelle. Aufgrund des 

Urteils des ArbG Essen stehe rechtskräftig fest, dass auf das Arbeitsver-

hältnis der Parteien die Vorschriften des TVöD einschließlich der diese 

Vorschriften ergänzenden, ändernden und ersetzenden Tarifverträge in 

ihrer jeweils gültigen Fassung Anwendung finden. Daran änderten we-

der das Urteil des EuGH in der Rechtssache Alemo-Herron und andere 

noch Artikel 16 GRC etwas, da der vorliegende Sachverhalt weder in 

den Anwendungsbereich der Richtlinie 2001/23/EG zur Angleichung 

der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von 

Ansprüchen beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Un-

ternehmens- und Betriebsteilen noch in den des Artikels 16 GRC falle. 

Der bloße Erwerb von Anteilen an einem Unternehmen stelle nach der 

Rechtsprechung des EuGH keinen Übergang von Unternehmen, Betrie-

ben oder Unternehmens- beziehungsweise Betriebsteilen im Sinne der 

Richtlinie 2001/23/EG dar.

Das angefochtene Urteil ist laut BAG allerdings insoweit rechtsfehler-

haft, als das LAG nicht geprüft habe, ob dem Kläger Entgelt nach der 

von ihm reklamierten Entgeltgruppe KR 7a Stufe 6 zustand. Aufgrund 

der vom LAG bislang getroffenen Feststellungen konnte das BAG nicht 

abschließend beurteilen, nach welcher Entgeltgruppe und welcher 

Stufe welcher Tabelle sich das monatliche Entgelt des Klägers bemisst, 

und damit nicht entscheiden, in welcher Höhe dem Kläger Ansprüche 

auf rückständiges Entgelt zustehen. Deshalb sei das angefochtene Ur-

teil aufzuheben und der Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und 

Entscheidung an das LAG zurückzuverweisen. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 23.03.2017, 8 AZR 89/15


